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Beschluss:
Die Amtschefkonferenz nimmt den Jahresbericht der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall zur Kenntnis.

Zu vorliegendem Beschluss gibt das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit nachfolgende Protokollerklärung ab:

Zu Absatz 3.2 des Jahresberichtes der LAGA

a)
3. Absatz:
Das BMU gab bei der 76. LAGA-Sitzung folgende Haltung zu Protokoll: Das BMU lehnt eine Belastung des eilbedürftigen Artikelgesetzes durch die Verankerung eines Getrennthaltegebotes ab. Das BMU hält eine derartige Regelung für nicht mit dem EU-Recht vereinbar.

b)
Der 5. Absatz sollte gestrichen werden, da er über Haltungen der Länder bei einer Anhörung der beteiligten Kreise berichtet, nicht über Arbeiten der LAGA.

c)
Im 6. Absatz  sollte in der 1. Zeile „28.06.2001“ ersetzt werden durch „24.07.2001“. Begründung: vgl. Niederschrift der 77. LAGA-Sitzung.

d)
Am Ende des 7. Absatzes sollte angefügt werden: „Das BMU wies bei der 77. LAGA-Sitzung darauf hin, dass die oben gefassten Beschlüsse einen Verord nungsentwurf betreffen, der inzwischen erheblich überarbeitet wurde.“ Begründung: vgl. Niederschrift der 77. LAGA-Sitzung.

Zu 3.4.2 des Jahresberichtes der LAGA

Es sollte folgender Text angefügt werden:

„Aus Sicht des BMU ist die Arbeitshilfe allerdings fachlich problematisch und rechtlich zweifelhaft. Insbesondere ergibt sich vor dem Hintergrund der Novelle der 17. BImSchV keine fachliche rechtliche Rechtfertigung mehr für eine landeseigene Regelung.“
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1
Durchgeführte Sitzungen der LAGA und ihrer Ausschüsse im Berichtszeitraum

Im Berichtszeitraum (September 2000 bis Oktober 2001) wurden die 

· 76. LAGA-Vollversammlung am 12./13. März 2001 in Duisburg und

· 77. LAGA-Vollversammlung am 17./18. Oktober 2001 in Gelsenkirchen 

durchgeführt.

Die Ausschüsse der LAGA tagten wie folgt:

	APV (06. Sitzung)
	06./07 Juni 2001
	Düsseldorf

	ARA (80. Sitzung)
	13./14. Februar 2001
	Düsseldorf

	ARA (81. Sitzung)
	11./12. September 2001
	Köln

	ATA (56. Sitzung)
	25./26. Januar 2001
	Düsseldorf

	ATA (57. Sitzung)
	04./05. Juli 2001
	Duisburg

	AVA (04. Sitzung)
	23./24. Januar 2001
	Duisburg

	AVA (05. Sitzung)
	04./05 September 2001
	Düsseldorf


2
Struktur und Organisation der LAGA

Aufgaben der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall sind die Kommunikation und Abstimmung mit dem Bund in allen die Bundesländer berührenden Fragen des Abfalls sowie die Wahrnehmung der Interessen der Länder bei der Festlegung des deutschen Standpunktes in supra- und internationalen Gremien.

Der Länderarbeitsgemeinschaft (LAGA) gehören die Abteilungsleiter der obersten Abfallwirtschaftsbehörden der Länder an. Der Bund wirkt beratend mit. Die LAGA hat ständige Ausschüsse, in die jedes LAGA-Mitglied einen Vertreter entsenden kann. 

Innerhalb der LAGA gibt es zur Zeit vier Ausschüsse. 

APV
Ausschuss für Fragen der Produktverantwortung und der Rücknahmepflicht

ARA
Ausschuss für Abfallrecht einschließlich EU-Recht

ATA
Ausschuss für abfalltechnische Fragen

AVA
Ausschuss für Fragen der Abfallverwertung.

Die LAGA kann für eine konkrete Aufgabe, deren Erledigung innerhalb eines Jahres erwartet werden kann, Ad-hoc-Unterausschüsse einsetzen. Im Berichtszeitraum arbeiteten folgende ad-hoc-Unterausschüsse:

Tab. 1:
Unterausschüsse der LAGA im Berichtszeitraum

	Nr.
	Name der AG
	Obmann / Obfrau / 
Behörde
	Zuordnung
	Arbeitsauftrag durch
	Bearbeitungs​stand / Aufgabe / Bemerkungen

	1
	Vereinheitlichung der Untersuchung und Bewertung von mineralischen Abfällen
	Herr BD Dr. Bertram NI
	AVA

(bis 1998 ATA)
	37.UMK 1991, 46, UMK (1996) und 49. UMK (1997)

57.LAGA 1991
	Ständige AG 

Mitteilung 20, 4. Auflage 1998

Überarbeitung Mitteilung 20 derzeit

	2
	Definition einer Bundeseinheitlichen Schnittstelle für den Datenaustausch im Bereich der Nachweisverfahren (BUDAN)
	Herr Koß (LUA-NW)

	ATA
	66. LAGA 1996 (TOP 18.4)
	Ad hoc AG seit 52. ATA, TOP 5 
Arbeitsauftrag abgeschlossen
ad-hoc AG mit 57. ATA-Sitzung aufgelöst

	3
	Analysenmethoden
	Herr Dr. Barrenstein (LUA-NW)

	ATA
	
	Ad hoc AG seit 52. ATA

Bericht auf 77. LAGA

	4
	Überarbeitung des LAGA Merkblatts über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen aus öffentlichen und privaten Einrichtungen des Gesundheitsdienstes 
	Herr Rhein HH

	ATA
	73.LAGA, TOP 21
	Überarbeitung der Mitteilung 18
Derzeit Abstimmung, wird danach ACK vorgelegt

	5
	Entsorgungsfachbetriebe (ehemals: AG Anerkennungsverfahren nach dem UGR) Zertifizierung von Händlern und Vermittlern als Entsorgungsfachbetriebe gemäß § 52 KrW-/AbfG
	Frau Hennicke, HH
	ARA
	
	Anhörungsverfahren im Frühjahr 2000 abgeschlossen

ad-hoc AG mit 81. ARA-Sitzung aufgelöst

Abschlussbericht zur 77. LAGA

	6
	Konkretisierung der EU-Deponierichtlinie
	Herr Hahn, HE
	ATA
	74. LAGA, TOP 11
25. ACK, TOP 46
	Begleitung der Konkretisierung der EU-Deponierichtlinie im TAC 
Befristet bis 31.12.2004

	7
	Novellierung der EG-Abfallverbringungsverordnung (Basler Übereinkommen)
	
	ARA
	76. LAGA
TOP 21
	Begleitung der bevorstehenden Beratungen zur Novellierung der Abfallverbringungsverordnung

	8
	Entsorgung asbesthaltiger Abfälle
	Herr Geßner

TH
	
	
	Überarbeitung Merkblatt


3
Schwerpunktthemen der LAGA

3.1.
Verpackungsverordnung

Anlässlich der kleinen Novelle der Verpackungsverordnung in 1998 hat der Bundesrat eine Entschließung v. 29.05.98 zur Neugestaltung der Verpackungsverordnung angenommen und die Bundesregierung gebeten, eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe einzusetzen, welche die Aufgabe hatte, eine Grundlage für eine ökologisch und ökonomisch sinnvolle Verwertung von Verkaufsverpackungen zu entwickeln. 

Im Rahmen der 55. UMK haben sich die Umweltministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren mit Ausnahme von Rheinland-Pfalz für eine unmittelbare Pfandpflicht für ökologisch nachteilige Getränkeverpackungen ausgesprochen. Gleichzeitig wurde das BMU aufgefordert, die ökologische Lenkungswirkung eines Pfandmodells zur Stabilisierung von ökologisch vorteilhaften Verpackungen zu untermauern. 

Auf der 76. LAGA-Sitzung wurde der Verordnungsentwurf sowie der gemeinsame Bericht des BMU und BMWi über eine Schätzung der Kosten der Einführung eines Pflichtpfandes diskutiert, ohne dass ein Beschluss gefasst wurde. 

Des weiteren befasste sich die 76. LAGA-Sitzung mit der Thematik ökologische und ökonomische Optimierung der Rücknahme und Verwertung von Verkaufsverpackungen. Die Berichte der Sitzungen der Bund-/Länder-Arbeitsgruppe Verpackungsverordnung wurden diskutiert und der Vorsitzende der Bund-/Länder-AG Verpackungsverordnung wurde gebeten, die LAGA weiter zu informieren.

Die 77. LAGA-Sitzung erörterte aus dem Themenbereich Verpackungsverordnung die Problematik der Selbstentsorger. Seit der Novelle der Verpackungsverordnung im Jahr 1998 müssen auch Selbstentsorger Verwertungsquoten erfüllen und einen jährlichen Nachweis über die zurückgenommenen und verwerteten Mengen erbringen. Grund dieser Änderung war, die sog. Trittbrettfahrer-Problematik einzudämmen und damit einen fairen Wettbewerb zwischen allen Herstellern und Vertreibern sicherzustellen, unabhängig davon, ob sie sich einem dualen System anschließen oder die Entsorgung ihrer Verpackungen selbst durchführen. Durch die Quoten- und Nachweispflicht sollte den Selbstentsorgern ein Anreiz geschaffen werden, effiziente Maßnahmen zur Rückerlangung ihrer Verpackungen und damit zur Wahrnehmung ihrer Produktverantwortung durchzuführen. Anders als bei einem dualen System, das den Mengenstromnachweis der zuständigen Behörde obligatorisch vorzulegen hat, ist bei Selbstentsorgern der behördlichen Prüfung eine Eigenkontrolle der Wirtschaft vorgeschaltet.

Es wurden auf der 77. LAGA-Sitzung das Verhalten des DIHK als Hinterlegungsstelle sowie der Ausstieg der Drogeriemärkte dm und Schlecker aus dem Dualen System erörtert. Die Problematik wurde diskutiert, ohne dass ein Beschluss gefasst wurde.

Es ist für die 78. LAGA-Sitzung vorgesehen, sich mit dem Abschlussbericht der Bund-Länder AG Verpackungsverordnung zum Bundesratsbeschluss 445/98 zu befassen.

3.2.
Verwertung von Siedlungsabfällen aus dem Gewerbe

Die 55. UMK (Oktober 2000) hatte den Beschluss gefasst, dass es stoffstrom- und verfahrensspezifischer Verordnungen auf umfassender gesetzlicher Grundlage bedarf, und die ordnungsgemäße und schadlose Verwertung bestimmter Abfälle dadurch zu gewährleisten ist, dass diese nur unter der Voraussetzung der Erfüllung konkreter Stoffeigenschaften in bestimmten technischen Verfahren eingesetzt werden dürfen, die wiederum festzulegende Mindestanforderungen erfüllen müssen. Ferner bekräftigte die 55. UMK ihre Auffassung, dass eine verbindliche untergesetzliche Konkretisierung in den Bereichen Altöl, Altholz, Bergversatz, Bauabfälle sowie hausmüllähnliche Gewerbeabfälle erforderlich sei. Die 55. UMK bat das BMU, die Länder frühzeitig an der Erarbeitung entsprechender Verordnungsentwürfe zu beteiligen und diese bis zum Sommer 2001 dem Bundesrat zuzuleiten.

Die LAGA hat sich auf ihrer 76. Sitzung mit der Thematik befasst, es fand ein intensiver Meinungsaustausch statt. Als Beschluss konnte die Auffassung der LAGA festgehalten werden, dass in der Bundesrepublik aus umwelt- und gesundheitspolitischen Gründen und zur Förderung einer effektiven und ordnungsgemäßen Verwertung ein Getrennthaltungsgebot für hausmüllähnliche Gewerbeabfälle ausdrücklich auch im KrW-/AbfG verankert werden soll.

Des weiteren konstatierte die LAGA auf ihrer 76. Sitzung, dass sie ein solches Getrennthaltungsgebot für rechts- insbesondere für europarechtskonform und es für dringend geboten hält, dass diesem Anliegen bevorzugt durch Aufnahme in das Artikelgesetz Rechnung getragen wird. Den vom Umwelt- und Innenausschuss des Bundesrats anlässlich der Beratungen des Entwurfs für ein Artikelgesetz zur Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie, der IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien zum Umweltschutz (BRatsDrS 674/1/00) mit großer Mehrheit gebilligten Antrag zu § 13 Abs. 1 KrW-/AbfG ("Überlassungspflichtige Abfälle sind vom Zeitpunkt ihrer Entstehung an von anderen Abfällen getrennt zu halten, soweit der öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger durch Satzung nichts anderes bestimmt.") hielt die LAGA für geeignet, um dem vorgenannten Anliegen Rechnung zu tragen.

Die 56. Umweltministerkonferenz (Mai 2001) hat den Beschluss gefasst, dass in der Bundesrepublik aus umwelt- und gesundheitspolitischen Gründen und zur Förderung einer effektiven und ordnungsgemäßen Verwertung ein Getrennthaltungsgebot für hausmüllähnliche Gewerbeabfälle geschaffen werden muss. Damit soll die Getrennthaltung von an jeder gewerblichen Anfallstelle entstehendem und nicht zu verwertendem Restmüll und verwertbaren Abfällen geregelt werden. Die UMK hielt ein solches Getrennthaltungsgebot für rechts- insbesondere für europarechtskonform, soweit dies im Einzelnen zur schadlosen und möglichst hochwertigen Verwertung der Abfälle erforderlich ist.

Anlässlich der Anhörung zum Entwurf des BMU für eine Gewerbeabfall​verordnung am 6. September 2001 haben sich in ihren grundsätzlichen Anmerkungen zum Verordnungsentwurf elf Länder für eine Änderung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes ausgesprochen bzw. diese ausdrücklich gefordert (BW, BY, BE, HB, MV, NI, NW, RP, ST, SN, TH). Mehrere Länder sprachen sich sowohl für eine Änderung des Gesetzes als auch für konkretisierende Regelungen in einer Gewerbeabfallverordnung aus (BY, BE, MV, NW, RP). 

Auf der 77. LAGA-Sitzung sprach sich die LAGA mehrheitlich in der Beschlussfassung für die Änderung des KrW-/AbfG in folgenden Punkten aus:

-
Verordnungsermächtigung zur Festlegung von Anforderungen an die Verwertung von Abfällen nach dem Stand der Technik;

· absolutes Getrennthaltungsgebot für Abfälle zur Beseitigung von Abfällen zur Verwertung;

· Ausnahme von der Überlassungspflicht für private Haushalte nur bei eigener Verwertung von Bioabfällen;

· Klarstellung des Begriffs der Abfälle aus privaten Haushaltungen.

Des weiteren war der vom BMU am 24.07.2001 vorgelegte überarbeitete Entwurf einer „Verordnung über die Verwertung von Siedlungsabfällen aus dem Gewerbe (GewAbfV)“ Gegenstand der Beratungen. Die LAGA war der Auffassung, dass neben der vorrangigen Änderung des KW/AbfG auch eine „Gewerbeabfallverordnung“ erforderlich ist, um die ordnungsgemäße und schadlose Verwertung von Siedlungsabfällen aus dem Gewerbe zu gewährleisten. 

Die 77. LAGA hat sich in ihrer Beschlussfassung für folgende Punkte ausgesprochen: 

· Die LAGA ist der Auffassung, dass neben der vorrangigen Änderung des KW/AbfG auch eine „Gewerbeabfallverordnung“ erforderlich ist, um die ordnungsgemäße und schadlose Verwertung von Siedlungsabfällen aus dem Gewerbe zu gewährleisten.

· Die LAGA hält den vom BMU vorgelegten Referentenentwurf zur „Verordnung über die Verwertung von Siedlungsabfällen aus dem Gewerbe“ vom 24.07.2001 für nicht geeignet, um Scheinverwertungen im Vollzug entgegenwirken zu können und enthaltenen Kontroll- und Überwachungs​vorschriften für nicht vollzugstauglich.

· Die LAGA hält mehrere Änderungen bzw. Verbesserungen, die im Detail diskutiert und im Beschluss dokumentiert wurden, hinsichtlich der Anforderungen und Regelungsinhalte einer Gewerbeabfallverordnung für unentbehrlich.

3.3.
Verwertung und Behandlung von Klärschlamm

Auf ihrer 76. Sitzung hat sich die LAGA mit dem Thema Klärschlamm befasst und u.a. einen Bericht zur Ökobilanzierung der Verfahren der Klärschlammentsorgung in Nordrhein-Westfalen zur Kenntnis genommen. Eine ausführliche Diskussion führte zu einem detaillierten einstimmigen Beschluss, in dem festgehalten wurde, dass die LAGA eine Überprüfung der derzeitigen Parameter und Werte der Klärschlammverordnung aus fachlichen Gründen für geboten hält. 

Weiter wurde einstimmig beschlossen, dass statt sektoraler Lösungen bei der Klärschlammverwertung alle zur Düngung eingesetzten Substrate aus dem Bereich der Sekundärrohstoffdünger – hierzu zählen u.a. Bioabfallkomposte, Konverterkalke, Wirtschaftsdünger, Gärrückstände aus Biogasanlagen – einer integralen Lösung zugeführt werden sollten. Diese Lösung sollte im Zusammenhang mit einer zukunftsfähigen, nachhaltigen Landwirtschaftspolitik weiterentwickelt werden. 

Die LAGA empfahl, dass das BMU in Zusammenarbeit mit dem BMVEL eine Novellierung der Klärschlammverordnung (AbfKlärV), die mit der BioabfallV harmonisiert ist, zur stofflichen Beurteilung des Klärschlamms die wesentlichen umweltrelevanten Parameter enthält und für diese Grenzwerte festlegt, die eine vorsorgeorientierte Verwertung auf Böden sicherstellen und die die zur Gewährleistung hygienischer Verhältnisse zu beachtenden Gesichtspunkte enthält, so schnell wie möglich dem Bundesrat zuzuleiten sollte.

Die LAGA sprach sich dafür aus, dass das BMU sich bei der Fortschreibung der EU-Klärschlammrichtlinie dafür einsetzt, dass die Kohärenz zu anderen EU-Richtlinien gewahrt bleibt und den Anforderungen des Düngemittel-, Futter- und Lebensmittelrechts der EU Rechnung getragen wird, eine Begrenzung der Aufwandmengen für Klärschlamm sich am Nährstoffbedarf der angebauten Kulturen orientiert und - eine Ausweitung des Anwendungsbereichs für Klärschlämme kritisch hinterfragt wird.

Die Thematik Klärschlamm wurde auf der 56. UMK (Mai 2001) wegen Bundesratsbefangenheit zurückgezogen. Im Folgenden hat die Agrar- und Umweltministerkonferenz in ihrer Sitzung am 13. Juni 2001 in Potsdam beschlossen, dass im Sinne des vorbeugenden Umweltschutzes bedenkliche Stoffeinträge in die Umweltmedien Boden, Wasser, Luft verhindert werden müssen. Wegen der besonderen Bedeutung der landwirtschaftlichen Böden für eine Produktion gesunder Nahrungsmittel sei aus Vorsorgegründen sicherzustellen, dass es durch Bewirtschaftungsmaßnahmen (insbesondere Aufbringung von Klärschlamm, Gülle und anderer Wirtschaftsdünger, mineralischer Dünger und Kompost) zu keiner Anreicherung von Schadstoffen im Boden kommt.

Auf der 77. LAGA-Sitzung wurde sich dafür ausgesprochen, zur Umsetzung des Beschlusses der Gemeinsamen Agrar- und Umweltministerkonferenz am 13.06.2001 in Potsdam, für landwirtschaftliche Böden sicherzustellen, dass es durch Bewirtschaftungsmaßnahmen zu keiner Anreicherung von Schadstoffen im Boden kommt. Die LAGA hält eine integrale Lösung für notwendig, die an alle Sekundär-, Wirtschafts- und Mineraldünger gleiche Anforderungen stellt. Dabei ist eine Novellierung der Klärschlammverordnung und eine gleichzeitige Festlegung von Anforderungen im Düngemittelrecht für Wirtschaftsdünger und andere Düngemittel vordringlich und zeitnah möglich.
Die LAGA hat dazu folgende „Eckpunkte zur Novellierung der Klärschlammverordnung“ verabschiedet:

· Strikte Minderung des mit der Klärschlammaufbringung verbundenen Schadstoffeintrages in den Boden durch Anforderungen an den Gehalt an organischen Schadstoffen,

· Erhebliche Reduzierung der zulässigen Schwermetallkonzentrationen und Schwermetalleintragsfrachten,

· Intensivierung der Klärschlammuntersuchungen mit mengenabhängiger Staffelung,

· Zulassung von Gemischen nur dann, wenn damit eine Verbesserung der Stoffqualität und damit der Nützlichkeit verbunden ist,

· Festlegung konkreter Anforderungen an die Schlammbehandlung und an die Hygiene,

· Anpassung der Bodenwerte für Schwermetalle an die Vorsorgewerte der Bundesbodenschutzverordnung und Ergänzung um Werte für PAK und Benz(a)pyren.

3.4.
Weitere wesentliche Punkte der 76. und 77. LAGA-Vollversammlung

3.4.1.
Vollzug der Abfallablagerungsverordnung

Am 1. März 2001 trat die Abfallablagerungsverordnung in Kraft. Auf der 76. LAGA-Sitzung erfolgte ein erster Meinungsaustausch über Vollzugsfragen, ohne dass ein Beschluss gefasst wurde. In der Beratung wurde festgehalten, dass sich der Abfalltechnikausschuss mit der länderübergreifenden Vergleichbarkeit von Kriterien für den Nachweis nach § 6 Abs. 2 Nr. 3 AbfAblV (Erreichen der Schutzziele nach Nummer 10.3.1 und 10.3.2 der TA-Siedlungsabfall durch andere gleichwertige Sicherungs​maßnahmen) beschäftigen soll. 

Auf der 77. LAGA-Sitzung wurde ein vom BMU initiiertes Vorhaben „Untersuchung rechtlicher, organisatorischer und ökonomischer Ansätze zur Schließung von Deponieraum bei Siedlungsabfalldeponien" vorgestellt und erörtert. Nach Darstellung des BMU soll das Vorhaben den gesetzgeberische Handlungsspielraum des Bundes beschreiben und gleichzeitig Wege aufzeigen, wie zu erwartenden Probleme durch ein langfristiges Herangehen gemildert werden können. Es sollen auch die auf Länderebene bereits bestehenden Lösungsansätze hinsichtlich der Stilllegung von Deponien mit einbezogen werden. Der Schlussbericht wird für den Herbst 2002 erwartet. 

Eine detaillierte Befassung mit der Thematik ist für die nächste LAGA-Sitzung vorgesehen.

3.4.2.
Arbeitshilfe Stoffflussanalyse bei abfallrechtlichen Beurteilungsfragen

Zur 76. LAGA-Sitzung wurde der Bericht Nordrhein-Westfalens über den Erlass des MUNLV (NW) an die Abfallwirtschaftsbehörden in NRW: "Arbeitshilfe Stoffflussanalyse bei abfallrechtlichen Beurteilungsfragen" zur Kenntnis genommen. Das Land NW führt mit der o.a. Arbeitshilfe die Stoffflussanalyse als Methode zur abfallrechtlichen Beurteilung von thermischen Entsorgungsmaßnahmen ein, und will damit die Möglichkeit schaffen, ökologisch zweifelhafte "Verwertungsmaßnahmen" hinsichtlich einer nicht gegebenen Schadlosigkeit zu erkennen und zu unterbinden. Durch die Einführung einer einheitlichen naturwissenschaftlichen Beurteilungsgrundlage nach Auffassung des MUNLV (NW) mehr Rechtssicherheit erreicht werden. Die Stoffflussanalyse wurde in dem o.a. Erlass und den vorab verschickten Unterlagen als Methode detailliert erläutert.

3.4.3.
Vollzug der Altautoverordnung

Auf der 76. LAGA-Sitzung erfolgte ein Erfahrungsaustausch der Länder über den Vollzug der Altautoverordnung. Das BMU bot an, die angesprochenen Diskussionspunkte bei der anstehenden Novelle zu berücksichtigen.

Auf der 77. LAGA-Sitzung informierte das BMU über den am 10. August 2001 veröffentlichten Entwurf für ein Altfahrzeuggesetz. 

3.4.4.
Berichte der Länder zu Bau- und Abbruchabfällen

Die Berichte der Länder zu Bau- und Abbruchabfällen, zusammengestellt vom AVA, wurden auf der 76. LAGA-Sitzung zur Kenntnis genommen. Anlass der Zusammenstellung der Berichte war die vorhandene und offensichtlich falsche Informationen über in der Bundesrepublik Deutschland bestehende Verwertungsquoten (gemäß Arbeitsunterlage Nr. 1 der EU-Kommission zu Punkt 3 "Bewirtschaftung von Bau- und Abbruchabfällen" vom 4.4.2000 für die Sitzung mit den Mitgliedsstaaten über Bau- und Abbruchabfälle am 28.4.2000 beträgt die Verwertungsquote in der BRD 17%) richtig stellt. Anhand der Zusammenstellung konnte eine mittlere Verwertungsquote von 87% ermittelt werden. Die LAGA bat das BMU, die korrigierten Zahlen an die EU-Kommission weiterzuleiten.

3.4.5.
Verfüllung von Tagebauen, Abgrenzung Tagebau / Abgrabung

Die 27. ACK hat LABO, LAGA und LAWA unter Mitwirkung der LAB gebeten, die von der WMK aufgeworfene Frage bei der Verfüllung von Tagebauen im Rahmen von derzeit tätigen Arbeitsgruppen von LABO, LAGA, LAWA und LAB zu klären und dabei auch eine Abgrenzung zwischen „Tagebaue“ und „Abgrabungen“ vorzunehmen und der 28. ACK zu berichten. 

Die LAGA hat sich mit der Thematik auf ihrer 77. Sitzung befasst und beschlossen, dass der vorgelegte Entwurf des Berichts "Verfüllung von Abgrabungen", (Grundlage: Stand 07.09.2001) in Übereinstimmung mit den Beratungen in LABO und LAWA grundsätzlich geeignet ist, den Widerspruch der WMK auszuräumen und hat dem Entwurf des Berichtes unter Maßgabe einiger Änderungsvorschläge zugestimmt. Der zwischen LAGA, LABO und LAWA abgestimmte Bericht wurde der ACK/UMK vorgelegt.

3.4.6.
Umsetzung des Europäischen Abfallverzeichnisses

Auf der 77. LAGA-Sitzung erfolgte ein Meinungsaustausch ohne Beschlussfassung zur Umsetzung des europäischen Abfallverzeichnisses. Das Abfallverzeichnis wirkt sich in vielfältiger Form auf Anzeige-, Genehmigungs- und Überwachungsverfahren bei den Behörden aus und löst einen erheblichen Änderungsbedarf aus. 

3.4.7.
Berichte an die LAGA

Folgende weitere Berichte nahm die LAGA in ihrer 76. und 77. Sitzung zur Kenntnis:

· Vertreter der LAGA im Expertenkreis PRTR (Pollutant Release and Transfer Register)

· Vertreter der LAGA im EU-Gremium „Anpassung der EU-Gesetzgebung an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt (TAC)

· Bericht des Sachverständigenrates für Umweltfragen (SRU) über die Arbeitsschwerpunkte des SRU zur Abfallwirtschaft

· Vertreter der LAGA im Fachbeirat des BMBF-Förderschwerpunktes „Sickerwasserprognose“

3.4.8.
Veröffentlichungen und Berichte der LAGA

Nach Überarbeitung durch den ATA, wurde der Entwurf der Überarbeitung der Richtlinie Entsorgung asbesthaltiger Abfälle zur Kenntnis genommen. Im Umlaufverfahren wurde die ACK/UMK um Zustimmung zur Veröffentlichung gebeten. Der Veröffentlichung wurde zugestimmt. Die Richtlinie ist z.Z. im Druck.

Des weiteren wurde den Entwürfen der Verwaltungsvereinbarung über den Kompetenznachweis und die Notifizierung von Prüflaboratorien und Messstellen (Untersuchungsstellen) im gesetzlich geregelten Umweltbereich - Fachmodul Abfall sowie dem Entwurf der Verwaltungsvereinbarung über den Kompetenznachweis und die Notifizierung von Prüflaboratorien und Messstellen (Untersuchungsstellen) im gesetzlich geregelten Umweltbereich - Fachmodul Boden und Altlasten sowie Merkblatt für die Notifizierung von Untersuchungsstellen im Bereich Boden und Altlasten zugestimmt. 

Der Bericht der AG „Entsorgungsfachbetriebe“, die die Vollzugshilfe Zertifizierung von Händlern und Vermittlern als Entsorgungsfachbetrieb gem. § 52 KrW-/AbfG erarbeitet hat, wurde zur Kenntnis genommen. Die LAGA empfahl auf ihrer 77. Sitzung den Ländern die Einführung der Vollzugshilfe. Hierzu ist anzumerken, dass die LAGA in ihrer 76. Sitzung den Bund gebeten hat, unabhängig von den weiteren Beratungen des ARA über die Vollzugshilfe, dafür Sorge zu tragen, dass im Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz bzw. in der Entsorgungsfachbetriebsverordnung die notwendige Klarstellung im Hinblick auf die Zertifizierbarkeit von Händlern und Vermittlern als Entsorgungsfachbetrieb gem. § 52 KrW-/AbfG geschaffen wird.

Das Arbeitspapier Einsatz von Abfällen auf Deponien wurde von der ad-hoc AG „Stillegung und Nachsorge von Deponien“ im Frühjahr 2000 fertiggestellt. Auf der 77. LAGA-Sitzung wurde das vom ATA überarbeitete Papier zur Kenntnis genommen und den Ländern zur Einführung empfohlen. Die LAGA hat zudem das BMU gebeten, das Arbeitspapier bei der Formulierung der DeponieV zu berücksichtigen.
4
Fertiggestellte Veröffentlichungen der LAGA

Im Berichtzeitraum wurde unter Federführung des APV folgende Schrift veröffentlicht:

Mitteilung 31:
Technische Anforderungen zur Entsorgung von Elektro-Altgeräten sowie zur Errichtung und zum Betrieb von Anlagen zur Entsorgung von Elektro-Altgeräten, Elektro-Altgeräte-Richtlinie (EAG-Richtlinie) (2001)

5
Sonstige Angelegenheiten der LAGA

Internet-Präsenz der LAGA

Die UMK hat ihre Internet-homepage eingerichtet. Die Arbeitsgremien der UMK sollen ihre Auftritte gemäß Geschäftsordnung der UMK eigenständig pflegen. Es soll lediglich eine Verlinkung mit der UMK-Homepage stattfinden.

Die LAGA hat auf ihrer 77. Sitzung das Vorhaben, eine Internet-Präsentation der LAGA zu erarbeiten, befürwortet. Ein Konzept wird auf der 78. LAGA-Sitzung vorgestellt.

LAGA-Vorsitzender
LAGA Geschäftsstelle 

(Dr. H. Friedrich)
(B. Hudec)
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� Anmerkung der UMK-GS 2002: 


Vorstehend genannter Hinweis wurde im Zuge einer redaktionellen Überarbeitung des LAGA-Jahresberichtes 2001 berücksichtigt.
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